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Für das oben angegebene Investitionsvorhaben wird 
vorbehaltlich der Einhaltung der auf der Rückseite 
aufgeführten Auflagen der Standort genehmigt.

Diese Standortgenehmigung verliert ihre Gültigkeit, 
wenn die festgelegten Auflagen nicht erfüllt werden 
oder wenn sich die Angaben über das Vorhaben bzw. 
die Maßnahmen wesentlich verändern, die bei der 
Wahl des Standortes berücksichtigt wurden.

Diese Standortgenehmigung verliert mit dem
...............................................  ihre Gültigkeit, wenn bis zu
diesem Termin mit der Durchführung des Vorhabens 
bzw. der Maßnahme nicht begonnen wurde.

Die städtebauliche Bestätigung des Bezirksbau- 
amtes/Kreisbauamtes liegt vor. Diese Standortgeneh­
migung ist nur in Verbindung mit beiliegendem Lage­
plan Nr..........................vom  gültig.
Abweichungen von diesem Lageplan sind nur mit Zu­
stimmung des zuständigen Bauamtes statthaft.

..............................  den ...........................................

Wirtschaftsrat beim Rat des Bezirkes bzw. 
Plankommission beim Rat des Kreises

Anordnung Nr. 2* 
zur Aufhebung finanzrechtlicher Bestimmungen.

Vom 9. Oktober 1959 

§ 1
Es werden aufgehoben:

1. aus dem Gebiet der Finanzberichterstattung und
Abrechnung:
a) die Anweisung vom 10. Februar 1954 über die 

monatliche Finanzberichterstattung (ZB1. S. 65).
b) die Verfügung vom 3. März 1954 über die Ein­

tragung des Plansolls in die Abrechnung der 
Körperschaftsteuer und Nettogewinnabführung 
VEW, Umsatzsteuer- und Gewerbesteuer-Ab­
rechnung VEW und Abrechnung über die Pro­
duktionsabgabe (ZB1. S. 77),

c) die Anweisung vom 2. Dezember 1954 zur Auf­
stellung der monatlichen Finanzkurzmeldung 
„FKM (ÖW)“ in den Betrieben der örtlichen 
volkseigenen Wirtschaft (ZB1. S. 587),

d) die Anordnung vom 15. März 1955 über die 
Finanzberichterstattung 1955 der örtlichen volks­
eigenen Wirtschaft (GBl. II S. 118),

e) die Anordnung vom 6. Juli 1955 zur Änderung 
der Anweisung zur Aufstellung der monatlichen 
Finanzkurzmeldung „FKM (ÖW)“ in den Be­
trieben der örtlichen volkseigenen Wirtschaft 
sowie der Anordnung über die Finanzbericht­
erstattung 1955 der örtlichen volkseigenen Wirt­
schaft (GBl. II S. 246),

f) die Anweisung vom 21. Juli 1955 über die Ab­
rechnung der Abgaben der volkseigenen Wirt­
schaft — VEW — (GBl. II S. 272, Ber. S. 359);

2. aus dem Gebiet der Finanzwirtschaft der volks­
eigenen Betriebe:

die Siebente Durchführungsbestimmung vom
15. Juli 1949 (ZVOB1. I S. 549),

die Achte Durchführungsbestimmung vom 15. Juli 
1949 (ZVOB1. I S. 549),

die Zehnte Durchführungsbestimmung vom
14. März 1950 (GBl. S. 216),

die Vierzehnte Durchführungsbestimmung vom 
23. August 1950 (GBl. S. 923),

die Fünfzehnte Durchführungsbestimmung vom
21. September 1950 (GBl. S. 1019),

die Sechzehnte Durchführungsbestimmung vom 
30. September 1950 (GBl. S. 1092),

die Siebzehnte Durchführungsbestimmung vom
6. Oktober 1950 (GBl. S. 1099),

die Achtzehnte Durchführungsbestimmung vom
18. Oktober 1950 (GBl. S. 1125),

die Zwanzigste Durchführungsbestimmung vom
22. Mai 1951 (GBl. S, 497),

die Dreiundzwanzigste Durchführungsbestimmung 
vom 7. Januar 1954 (GBl. S, 44),

die Fünfundzwanzigste Durchführungsbestimmung 
vom 20. Januar 1955 (GBl. I S. 32),

zur Verordnung vom 12. Mai 1948 über die Finanz­
wirtschaft der volkseigenen Betriebe (ZVOB1*
S. 148);

3. aus dem Gebiet des Stellenplanwesens:

a) die Anordnung vom 9. Mai 1955 über die Ein­
führung von Typenstellenplänen in den volks­
eigenen Gütern (GBl. II S. 172),

b) die Anweisung vom 2. Juli 1955 über die 
Buchung und Abführung der bei der Registrie­
rung und Kontrolle der Bruttolohnsumme für 
das registrierpflichtige Personal oder der Ver­
waltungsausgaben gesperrten Beträge — Zentral­
geleitete volkseigene Wirtschaft — (GBl. II 
S. 247),

c) die Anweisung vom 6. Juli 1955 über die 
Buchung und Abführung der bei der Registrie­
rung oder Kontrolle der Bruttolohnsumme für 
das registrierpflichtige Personal oder der Ver­
waltungsausgaben gesperrten Beträge — ört­
liche volkseigene Wirtschaft — (GBl. II S. 260),

d) die Anordnung vom 1. August 1955 über die An­
wendung von Typenstellenplänen für die volks­
eigenen Betriebe (K) Mast von Schlachtvieh 
(GBl. II S. 280).

§ 2

Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft,

Berlin, den 9. Oktober 1959

• Anordnung Nr. 1 (GBl. I S. 284)

Der Minister der Finanzen
I. V.: S a n d i g  

Erster Stellvertreter des Ministers


